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6/2021 Zu den Beiträgen

Beratungsangebote für Betroffene rechter, 
rassistischer und antisemitischer Gewalt 
gehen einher mit der Notwendigkeit von 
(Gesellschafts-)Kritik und gesellschaftspo-
litischem Handeln. Der Beitrag von Katrin 
Haase versteht sich als Ordnungsversuch 
kritischer Betroffenenberatung. Zunächst 
wird dargestellt, wie Initiativen zum Träger 
von Hilfe für Betroffene rechter, rassistischer 
und antisemitischer Gewalt wurden und wie 
sich ein spezifisches Unterstützungsprofil her-
ausbildete, um sodann die kritische Praxis der 
spezialisierten Beratungsangebote zu diskutie-
ren. Diese Überlegungen werden schließlich im 
Zuge der Kontrastierung von zwei relevanten 
Kritik-Perspektiven vertieft.

Soziale Arbeit wird in der Vielfalt ihrer Pra-
xisfelder regelmäßig mit verschiedensten 
Verlust- und Trauererfahrungen ihrer Klientel 
konfrontiert. Dies gilt für den Verlust wichtiger 
Bezugspersonen ebenso wie für den Verlust 
von Arbeitsstellen, Wohnraum und/oder den 
Verlust körperlicher Funktionen, z.B. bei De-
menz, auch wenn diese Themen in den Fallver-
läufen und Biografien nicht immer offen liegen 
und problemlos zu erkennen sind. Verluste 
betreffen die Möglichkeiten der Alltagsbe-
wältigung und Aneignung neuer Handlungs- 
und Verhaltensweisen maßgeblich. In diesem 
Zusammenhang wird von Tim Krüger »Trost« 
als komplementär zu Verlust und Trauer und 
in seiner Bedeutung für sozialpädagogisches 
Handeln entworfen.

Der Beitrag von Benedikt Hopmann, Frank 
Liekmeier und Andreas Sturm geht der Frage 
nach, auf welche Weise Hilfe- und Unterstüt-

zungsleistungen für Kinder und Jugendliche 
mit Behinderung aktuell begründet und 
generiert werden und inwiefern die Begrün-
dungsbasis aufgrund von Friktionen sowohl 
zwischen konkreten Leistungen und Hilfen 
als auch zwischen Bedarfen und tatsächlichen 
Bedürfnissen (nicht) angemessen und (nicht) 
gerechtfertigt erscheinen. In der speziellen 
Situation von Kindern und Jugendlichen mit 
Behinderung werden im Prozess zur Zusam-
menführung von Leistungen in der Kinder- und 
Jugendhilfe deutliche Herausforderungen 
erkennbar. Gleichwohl werden auch Ver-
bindungs- und Diskussionslinien zu anderen 
Benachteiligungskategorien deutlich.

Von Gunther Graßhoff, Laura Husmann und 
Severine Thomas wird ein Forschungsdesiderat 
aufgegriffen, welches bislang noch wenig syste-
matisch untersucht ist. Es wird aus Perspektive 
der Fachkräfte herausgearbeitet, wie jene die 
Übergänge der von ihnen begleiteten jungen 
Menschen aus stationären Erziehungshilfen 
subjektiv konstruieren. Es existieren keines-
wegs homogene Vorstellungen, was Leaving 
Care bedeutet und welche Herausforderung 
fachlich damit verbunden ist. Es wird die These 
begründet, dass die differenten Konstruktionen 
des Übergangs von Fachkräften zu einer Festi-
gung der strukturellen Barrieren des Leaving 
Care Prozesses beitragen und die Etablierung 
sowie Verankerung von Qualitätsstandards 
in der Übergangsbegleitung aus stationären 
Erziehungshilfen bisher noch ausstehen.
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6/2021Kreft, Anmerkungen zu M. Kappeler/M. Liebel

Dieter Kreft  

Anmerkungen zu M. Kappeler/M. Liebel:  
50 Jahre »Georg-von-Rauch-Haus« und die  
Auseinandersetzung um die »Heimaufsicht«,  
in: np 5/2021: 369-382

1 Zunächst einige persönliche Hinweise
Im Mai 1971 wurde ich als 35-Jähriger Senatsdirektor (inzwischen in Staatssekre-
tär umbenannt) bei der Senatorin für Familie, Jugend und Sport, Ilse Reichel, in 
Berlin (West). Mit viel Elan und vor allem großer Reformbereitschaft stürzte ich 
mich in die neue Aufgabe. Aber ab dem Jahresende (genauer: dem 8. Dezember 
1971) war mit der Besetzung des Wohnheimes »Martha-Maria-Haus« in Berlin-
Kreuzberg meine zuvor (fast) ruhige »Reformarbeit« rund um die Fachbereiche 
Familie, Jugend und Sport abrupt beendet. 

Das Haus wurde später von den Jugendlichen nach Georg-von-Rauch benannt, 
was ich übrigens dann auch regelmäßig so genannt habe und das ich hier als Rauch-
Haus-Kollektiv bezeichnen werde.

Zunächst beschäftigte mich der »Bethanien-Komplex« fast Tag und Nacht, das 
wurde irgendwann wieder weniger, aber bis zum Ende meiner Amtszeit 1981 kam 
das Rauch-Haus-Kollektiv immer wieder auf meine Tagesordnung.

Ich bin also (aber wirklich!) über 10 Jahre ein aktiver Zeitzeuge für die von Man-
fred Kappeler und Manfred Liebel beschriebenen Auseinandersetzungen. Und so 
habe ich den Text natürlich mit großem Interesse begrüßt und gelesen und war 
sehr gespannt, »auf Ihre Sicht der Dinge«.

50 Jahre sind ja nun wirklich eine lange Zeit, da weiß man normalerweise nicht 
mehr so genau, was man von 12/1971-Mitte 1981 gemacht hat. Ich habe also viele 
Daten und Fakten und andere Hinweise gefunden, die mir nicht mehr präsent oder 
teilweise auch völlig neu gewesen sind. 

Der Text ist also auch für den Leser Dieter Kreft ein wichtiger Text.

2 Zur Sache und zur Kritik an dem Text
Aber nach dem ersten Lesen habe ich noch einmal damit angefangen und mir ist 
dann Folgendes aufgefallen (»aufgestoßen«):

Ein typischer »Kappeler-Text«, sehr sorgfältig recherchiert und im Prinzip auch 
so belegt; wenn auch für meinen Geschmack wieder auf zu viele eigene Texte 
zurückgegriffen wurde, diesmal immerhin nur sechs von zwanzig. 

Aber sehr unangenehm und auch unangemessen fand ich dann die wieder total 
einseitige Sichtweise in dem Text: 

Die »Guten« waren selbstverständlich die jugendlichen Besetzer und zu den 
»Guten« gehörten auch die beiden Autoren als teilnehmende Beobachter und 
beratende Begleiter des Rauch-Haus-Kollektivs. 

6/2021Beiträge
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6/2021Haase, Ordnungsversuch kritischer Betroffenenberatung

Katrin Haase

Kritische Betroffenenberatung

Zur Über-Setzung von individuellen und kollektiven Erfahrungen 
rechter, rassistischer und antisemitischer Gewalt 

1 Einleitung: Zur Aktualität kritischer Sozialer Arbeit und 
 Betroffenenberatung
Kritische Soziale Arbeit und Kritik (in) der Sozialen Arbeit bleiben zweifelsfrei 
mehrdeutig. Daran lässt ein Blick in die Theorien und die Praxis einer sich kritisch 
verstehenden Sozialen Arbeit keinen Zweifel. Kritische Soziale Arbeit knüpft an 
Kritikverständnisse und Traditionen der 1970er Jahre an. Soziale Arbeit wird dabei 
als eingewoben in die herrschaftlich organisierte kapitalistische Gesellschaft mit 
spezifischen Konflikt-, Ungleichheits- und Ausschließungsverhältnissen betrachtet 
(vgl. Anhorn, 2017: 89). Es wird um Antworten auf Gesellschafts(veränderungs)- 
und Machtfragen gerungen. Als ein Anliegen kritischer Sozialer Arbeit beschreiben 
u. a. Roland Anhorn und Johannes Stehr (2018) die konfliktorientierte Arbeit an der 
Veränderung gesellschaftlicher Verhältnisse. Das bedeute, gesellschaftsstrukturell 
erzeugte und institutionell verdeckte Konflikte (wieder) aufzudecken, als solche 
öffentlich zu benennen und konfliktorientiert zu handeln (vgl. ebd.: 341-350).

Einerseits könnte man meinen, dass – trotz aller Mehrdeutigkeit – zum Thema 
K/kritische Soziale Arbeit das meiste bereits gesagt ist (vgl. u. a. Hünersdorf/
Hartmann, 2013; Stender/Kröger, 2013; Anhorn et al., 2012). Andererseits zeigt die 
Diskussion um die Notwendigkeit einer Politisierung Sozialer Arbeit angesichts 
demokratiefeindlicher Entwicklungen und der Auswirkungen der Corona-Krise 
auf Soziale Arbeit und ihre Adressat*innen,1 dass die Frage nach den Möglichkei-
ten, kritische Soziale Arbeit zu denken und zu realisieren, wieder (stärker) in die 
disziplinären Diskurse dringt oder vielmehr drängt. 

Wie sieht es mit der Aktualität kritischer Perspektiven in der Fachpraxis aus? 
Diese Frage lässt sich nicht pauschal beantworten. Für die in den Mittelpunkt des 
Beitrags gestellten Beratungsangebote für Betroffene rechter, rassistischer und 
antisemitischer Gewalt steht die Notwendigkeit von (Gesellschafts-)Kritik und 
gesellschaftspolitischem Handeln außer Frage. Eine kritische Betroffenenberatung 
ist unter anderem angesichts der »Politik der Verharmlosung« (Kleffner, 2021: 28) 
von rassistisch, antisemitisch und rechts motivierten Gewalttaten und verschleppten 
Strafverfolgungen gefordert. Heike Kleffner (2021) stellt fest, dass die Zahl rech-
ter, rassistischer und antisemitischer Gewalttaten seit 2015 so hoch ist wie zuletzt 
Anfang der 1990er Jahre. Diese Tatsache, ebenso wie die Morddrohungen von  
Rechts im politischen Tagesgeschäft werden jedoch »allenfalls als Grundrauschen 
im Alltag einer zunehmend polarisierten Gesellschaft« zur Kenntnis genommen 

1 Unter anderem wurden im Rahmen der Jahrestagung der Kommission Sozialpädagogik der DGfE 
unter dem Titel »Sozialpädagogische Professionalisierung in der Krise?« am 18./19. März 2021 
diese Themen aufgegriffen.

Konflikt- 
orientierung

Verharm-
losung
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6/2021Krüger, Soziale Arbeit als tröstende Profession

Tim Krüger

Soziale Arbeit als tröstende Profession

Entwurf einer Handlungsrahmung

1 Einleitung – Verlust und Trauer als Thema der  
 Sozialen Arbeit
Professionelle der Sozialen Arbeit sind in der Vielfalt ihrer Praxisfelder regelmäßig 
mit verschiedensten Verlusterfahrungen ihrer Klientel konfrontiert. Dies gilt für 
den Verlust wichtiger Bezugspersonen ebenso wie für den Verlust von Arbeitsstel-
len, Wohnraum und/oder den Verlust körperlicher Funktionen, z.B. bei Demenz. 
Verluste betreffen die Möglichkeiten der Alltagsbewältigung und Aneignung neuer 
Handlungs- und Verhaltensweisen maßgeblich. 

Verluste fordern im professionellen Handeln Anderes als eine allzu zukunfts-
freudige Ressourcenorientierung. Im Umgang mit ihnen gibt es immer auch eine 
konservative Komponente, die darauf abzielt, bestimmte Sicherheiten, Fähigkei-
ten und Möglichkeiten der Bewältigung im Zuge eines Verlustes nicht auch noch 
preiszugeben und zu verlieren. Auf gesellschaftlicher Ebene lassen sich Verluste 
nicht durch Gerechtigkeitsdiskurse verhindern oder überwinden, auf individueller 
Ebene nicht heilen oder ungeschehen machen. Sie beeinflussen die Biografie, das 
gegenwärtige (Bewältigungs-)Verhalten und das Selbstbild eines Menschen. 

In zahlreichen Selbstbeschreibungen, Autobiografien und Milieuthematisierungen 
spielen Verluste eine zentrale Rolle im Alltag von Menschen. Dies lässt sich im 
klassischen Text der Sozialen Arbeit über die »Arbeitslosen von Marienthal« aus 
den späten 1920er-Jahren ebenso nachvollziehen wie in der autobiografischen Er-
kundung »Hillbilly Elegy« von J.D. Vance von 2016 und in verschiedenen anderen 
Fallbeschreibungen und autobiografischen Texten ebenfalls. Verluste bestimmen 
den Alltag von Menschen maßgeblich und sind demnach ein Thema der Sozialen 
Arbeit sowohl auf sozialpädagogisch-theoretischer wie auch auf professionell-
handlungspraktischer Ebene (vgl. Krüger, 2019: 31 ff.). 

Gegenwärtige Gesellschaftsformen potenzieren, bestimmten Gesellschaftsana-
lysen folgend, Verluste. 

Dass die Austauschbarkeit von Beziehungen geschätzt wird, schützt scheinbar 
nicht vor dem Schmerz, der mit Abbrüchen und Verlusten entsteht. Ähnliches 
beschreibt Trentmann in Bezug auf die Dinge, die ein Mensch zum Leben braucht. 
In »Herrschaft der Dinge« von 2016, das die Ergebnisse einer großangelegten 

Verluste als 
Gegenstand 
Sozialer 
Arbeit

Austausch-
barkeit von 
Beziehungen 
und Dingen

So beschreibt Illouz in ihrer Studie »Warum 
Liebe endet« (2017) die Bedeutung zwischen-
menschlicher Beziehung einerseits, aber auch 
die gegenwärtige Bereitschaft diese früher 
als nötig aufzugeben andererseits. Sie macht 
demnach aus, dass »es handfeste empirische 
Hinweise darauf gibt, dass AkteurInnen im 

Allgemeinen ›verlustscheu‹ sind« (Illouz, 2017: 
49). Dennoch lautet ihre zentrale These für die 
zwischenmenschliche Beziehung in der Gegen-
wart: Beziehungen »werden als flüchtig und 
vorübergehend geschätzt; […], auch wenn das 
mit Verlusten und Schmerz verbunden ist« (ebd., 
Hervorhebung i.O.).
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Benedikt Hopmann/Frank Liekmeier/Andreas Sturm

Die Legitimation von Hilfe und Unterstützung für 
Kinder und Jugendliche mit Behinderungen –  
Bestrebungen und Friktionen

Bezugnehmend auf aktuelle Bemühungen um eine inklusive Kinder- und Jugendhil-
fe (SGB VIII-Reform: Kinder- und Jugendstärkungsgesetz und ›Inklusive Lösung‹) 
und die Umsetzungsaktivitäten des Bundesteilhabegesetzes (BTHG, SGB IX), 
wird in diesem Beitrag die Genese von Hilfe- und Unterstützungsleistungen in 
den Blick genommen. Es wird argumentiert, dass diese Genese die vier Elemente 
der Bedürfnisse, Ansprüche, Bedarfe und Leistungen1 beinhaltet, die in einem noch 
näher zu untersuchenden Zusammenhang zueinanderstehen.  Die systematische 
Betrachtung dieser Elemente scheint insbesondere deswegen bedeutsam, da 
normativ aufgeladene Begriffe wie Teilhabe und Inklusion zunehmende Bedeu-
tung in sozialrechtlichen Bestimmungen erhalten. Hierdurch bedingt könnte der 
vorschnelle Schluss gezogen werden, dass die Bedarfsermittlung und gewährte 
Hilfen bzw. Leistungen zunehmend enger an den individuellen Bedürfnissen von 
Adressat*innen anknüpfen bzw. idealerweise in diesen aufgehen würden, sind doch 
beispielsweise Konzeptionen wie die Personenzentrierung oder das Wunsch- und 
Wahlrecht zunehmend vertreten. Auch scheint dies durch den offenbaren Anstieg 
von Verständigungsprozessen impliziert zu sein.

Bei genauerer Betrachtung ist hier jedoch zunächst nur die Tatsache gesichert, 
dass Verfahrensabläufe der individuellen Planung von Leistungen in Hinblick 
auf Leistungs- und Hilfezuweisungen gestaltet sind. Ob bzw. in welcher Weise 
Bedürfnisse, Ansprüche und Bedarfe logisch miteinander (nicht) verknüpft sind, 
wäre noch jeweils zu klären.

Zusätzlich zu den genannten vier Elementen spielt das Verständnis von Behin-
derung für die Kinder- und Jugendhilfe und die Eingliederungshilfe eine zentrale 
Rolle. Dabei zeigt sich bereits im Vorfeld der Analyse die Gemeinsamkeit von 
Bedarfs- und Beeinträchtigungskategorien darin, dass beiden Kategorien eine 
Perspektive auf Mängelzustände inhärent zu sein scheint. In welcher Weise sowohl 
die Behinderungskategorie als auch Beeinträchtigungskategorien in den einzelnen 
Schritten vom individuellen Bedürfnis bis zu Hilfe- und Unterstützungsleistungen 
bedeutsam sind, soll zudem auch beginnend bei den individuellen Bedürfnissen, 
mitbedacht werden. 

Dieser Beitrag geht somit der Frage nach, auf welche Weise Hilfe- und Unterstüt-
zungsleistungen für Kinder und Jugendliche mit Behinderung aktuell begründet und 
generiert werden und inwiefern die Begründungsbasis aufgrund von, im Folgenden 

1 Grundsätzlich ist für diese Viererfolge zu konstatieren, dass eine Anspruchsprüfung, Bedarfser-
mittlung bzw. Leistungsgewährung auf Basis menschlicher (Grund-)Bedürfnisse auf einer für die 
abendländische Moderne charakteristischen »Vorstellung einer universellen menschlichen Natur« 
fußt, »die erfasst und beschrieben werden kann« (Niediek, 2016: 61; vgl. grundlegend das Werk 
Foucaults).

Bedürfnisse, 
Ansprüche, 
Bedarfe und 
Leistungen

Begründung 
von Hilfe- und 
Unter- 
stützungs-
leistungen
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Gunther Graßhoff/Laura Husmann/Severine Thomas

Leaving Care – Übergang aus stationären  
Erziehungshilfen ins Erwachsenenleben

Theoretische Implikationen auf die Perspektive von Fachkräften

In den vergangenen Jahren wurde das Thema Leaving Care nicht nur begrifflich, 
sondern auch als zentrale fachliche Gestaltungsaufgabe für öffentliche sowie freie 
Träger identifiziert. Während in anderen Ländern der öffentliche Auftrag der 
Übergangsbegleitung aus stationären Erziehungshilfen ins Erwachsenenleben be-
reits seit längerem wissenschaftlich untersucht wird und die Übergangsbegleitung 
rechtlich und infrastrukturell stärker verankert ist (im Überblick dazu vgl. Ehlke, 
2021; Strahl et al., 2020), hat sich das Thema Leaving Care erst in den vergangenen 
zehn Jahren im deutschsprachigen Raum etabliert. Bis dahin haben ältere Unter-
suchungen die Probleme, die mit dem Verlassen von stationären Erziehungshil-
feeinrichtungen oder Pflegefamilien verbunden sind, zwar bereits aufgezeigt (vgl. 
u. a. Bieback-Diel et al., 1983; Pongratz/Hübner, 1959; Gehres, 1997), dennoch 
wurde das Thema lange Zeit nicht breit im Fachdiskurs aufgegriffen und allenfalls 
unter Gesichtspunkten wie z. B. Kostenreduktion für stationäre Unterbringung, 
gesellschaftliche Bewährung (vgl. u. a. Bürger, 1990; Stecklina/Stiehler, 2006) im 
jungen Erwachsenenalter oder Verselbstständigung diskutiert (vgl. Sievers/Thomas/
Zeller, 2018; Köngeter/Schröer/Zeller, 2012). Die strukturellen Benachteiligungen 
und konzeptionellen Herausforderungen am Ende einer stationären Erziehungs-
hilfe finden kaum Berücksichtigung, auch wenn es zahlreiche Hinweise auf nicht 
gelingende Hilfebeendigungen gibt (vgl. Tornow et al., 2012) und unplanmäßige 
Beendigungen nach wie vor ein zentrales Thema in dem Fachdiskurs darstellen 
(vgl. Tabel, 2020). Inzwischen liegen verschiedene deutschsprachige Forschungsar-
beiten vor und adressat:innenbezogene Studien zeigen, dass sich junge Menschen 
mit ihrer stationären Jugendhilfeerfahrung großen Herausforderungen, gerade am 
Ende der Hilfen, entgegensehen (vgl. Lunz, 2021; Rein, 2020; Ehlke, 2020; Theile, 
2020; Reimer, 2017; Köngeter/Mangold/Strahl, 2016).

In diesem Beitrag wird ein Forschungsdesiderat aufgegriffen, welches bislang noch 
wenig systematisch untersucht ist. Es wird aus Perspektive der Fachkräfte heraus-
gearbeitet, wie jene die Übergänge der von ihnen begleiteten jungen Menschen 
aus stationären Erziehungshilfen subjektiv konstruieren. Es lässt sich an dem hier 
analysierten Datenmaterial1 nachzeichnen, dass keineswegs homogene Vorstel-
lungen davon vorherrschen, was Leaving Care bedeutet und welche Herausforde-
rung fachlich damit verbunden sind. Vielmehr finden sich heterogene subjektive 
Theorien, die häufig von normativen Jugend- und Selbstständigkeitsvorstellungen 

1 Das hier herangezogene Material stammt aus Interviews mit Mitarbeiter:innen aus Jugendwohn-
gruppen und einer Mutter-Kind-Einrichtung, die im Jahr 2020 und 2021 durch Mitarbeiter:innen 
des Instituts für Sozial- und Organisationspädagogik geführt wurden.

Leaving Care 
als fachliche 
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George Gaentzsch/Gundula Barsch/Scarlett Wiewald 

Checkpoint-S – Ein Forschungsprojekt zur Erschließung 
digitaler Möglichkeiten der Therapiebegleitung für  
Menschen in Substitution und darüber hinaus

Ärzt*innen bei gleichzeitigem Fachkräfte- und 
Nachwuchsmangel, (c) wachsende Belastungen 
für die Gesundheitskassen sowie (d) ein Man-
gel an versierten digitalen Angeboten für sozial 
vulnerable Patient*innengruppen, zu denen u. a. 
Substituierte gehören. Unverhofft hat die Coro-
na-Krise die Notwendigkeit und Dringlichkeit 
der Entwicklung kontaktarmer, mobiler Formen 
der Therapiebegleitungen unterstrichen. Insbe-
sondere für Risikogruppen, wie ältere, komor-
bide und/oder chronisch kranke Patient*innen 
wird eine digitale Unterstützung von Therapien 
wichtig werden, zumal wenn diese im ländlichen 
Raum leben. Die seit September 2019 kosten-
frei zur Verfügung stehende Checkpoint-S-
App konnte bereits dazu beitragen, schwierige 
Versorgungs- und Therapieabbrüche in Folge 
von Kontaktbeschränkungen, Praxisschließun-
gen oder persönlichen Quarantänefällen et-
was zu kompensieren. Potenziale für weitere 
Nutzer*innengruppen sowie unterschiedliche 
Einsatzszenarien für die Therapievorbereitung, 
-überbrückung und -begleitung kristallisieren 
sich im Voranschreiten des Projekts zunehmend 
deutlicher heraus. 

Unterstützt und gefördert wird das For-
schungsprojekt noch bis Ende März 2022 durch 
das Bundesministerium für Bildung und For-
schung (BMBF).

2 Die Ziele des 
 Forschungsprojekts
Die Leithypothese des Projekts lautet:

Smartphone-Interventionen, die auf die Be-
dürfnisse substituierter Menschen und deren 
Behandler*innen abgestimmt sind, können zu 
wertvollen Tools werden, mit denen eine verbes-

1 Hintergrund des  
 Forschungsprojekts
In Deutschland hat sich die substitutionsgestütz-
te Therapie als Mittel der Wahl für die Behand-
lung von Opiatabhängigkeit etabliert. Immerhin 
wurden im Jahr 2020 rund 81.300 Patient*innen 
durch 2.545 Ärzt*innen substituiert (vgl. BfArM, 
2021: 2). Dabei stellt die substitutionsgestützte 
Behandlung komplexe und vielfältige Ansprüche 
an Patient*innen und deren Behandler*innen, 
die als Ärzt*innen, Psychotherapeut*innen und 
Sozialarbeiter*innen wichtige Unterstützungs-
leistungen für die Patient*innen erbringen. Das 
übergeordnete Ziel des Forschungsprojekts 
Checkpoint-S ist die Entwicklung einer digitalen 
Hilfestellung für die Bewältigung dieser chroni-
schen Erkrankung, die als App umgesetzt wurde. 

Weltweit zählen chronische Erkrankungen,  
u. a. auch Suchterkrankungen, zu den häufigs-
ten und gesundheitsökonomisch schwerwie-
genden Gesundheitsproblemen. Auch deshalb 
nimmt das Projekt opiatabhängige Menschen 
in Substitution unter dem Aspekt einer spezi-
ellen Gruppe chronisch kranker Patient*innen 
in den Blick. Mit diesem Fokus will das Projekt 
ein Framework für digitale Formen der Thera-
piebegleitung erarbeiten, das auf ein wesentlich 
größeres Spektrum chronisch kranker Mensch 
anwendbar ist. Dies entspricht der Leitidee des 
Forschungsprojekts, die von einer steigenden 
Bedeutung digitaler Lösungsansätze ausgeht, 
um den gesundheitspolitischen und gesundheits-
ökonomischen Herausforderungen des 21. Jahr-
hunderts begegnen zu können. Dazu gehören (a) 
eine Überalterung der Bevölkerung und damit 
ein wachsender Bedarf an medizinischer Ver-
sorgung; (b) eine Überalterung praktizierender 
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Kathrin Gräßle/Sara Kluge/Marlies Weißbrich

Kommunale Koordinierung für Schulsozialarbeit 

Ergebnisse einer Studie zu den kommunalen Koordinierungsstellen in  
Nordrhein-Westfalen  

dass es sich um Soziale Arbeit am Ort der Schu-
le handelt, erzeugt einen »Kooperationsimpera-
tiv«. Mit Spies und Pötter kann Kooperation als 
konstitutiv für die Schulsozialarbeit aufgefasst 
werden (vgl. Spies/Pötter, 2011: 29 ff.). Das ist 
plausibel. Aber welche institutionellen Rahmun-
gen für gute Kooperation zwischen dem Jugend-
hilfe- und dem Schulsystem förderlich sind, dazu 
bestehen noch Wissens- und Forschungslücken.

Die hier vorzustellende Studie setzt an diesem Punkt 
an. Sie untersucht auf das Land Nordrhein-Westfalen 
(NRW) bezogen, wie Koordinationsarbeit in den Kom-
munen für die Schulsozialarbeit geleistet wird. Dieser 
Beitrag bietet eine Übersicht über den Forschungsstand 
zu Kooperation und Koordination in der Schulsozialarbeit 
sowie eine kurze Darstellung des Forschungsdesigns. 
Die dann vorgestellten Ergebnisse des ersten Studien-
abschnitts beziehen sich auf die Beschreibung der 
Aufgaben der Koordinierungsstellen, ihre Verortung 
innerhalb der Kommunalverwaltung, ihre Vernetzung 
und die Analyse ihres Institutionalisierungsgrades. Die 
aus diesen beschreibenden Ergebnissen abgeleiteten 
Erkenntnisse über die Organisation der Schnittstelle zwi-
schen Jugendhilfe und Schule sowie über die steuernden 
oder fachlichen Ausrichtungen der Koordinationstätig-
keiten werden hernach dargelegt. Abschließend werden 
der weiter geplante Forschungsschritt aufgezeigt und 
ein Zwischenfazit gezogen. Ein Befund, der hier bereits 
vorweggenommen werden soll, liegt darin, dass in diesem 
Feld der Grad der Institutionalisierung aufgezeigt werden 
kann. Aus dessen Beobachtung lassen sich Schlüsse zur 
Weiterentwicklung der Koordination für die Schulsozial-
arbeit ziehen. 

1 Schulsozialarbeit mit  
 Koordinierungsbedarf –  
 Einleitung 
Die Bedeutung der Schulsozialarbeit 
wächst. Nach dem sogenannten Pisa-Schock 
Anfang des neuen Jahrtausends wurde in der 
Schulsozialarbeit ein Mittel zur Verbesserung 
der Lernbedingungen gesehen (vgl. Hollen-
stein/Nieslony/Speck/Olk, 2012: 272). Aktuell 
werden weitere Finanzierungsmöglichkeiten 
für die Schulsozialarbeit bereitgestellt, um mit 
ihrer Hilfe einen Beitrag zur Überwindung der 
Auswirkungen der pandemiebedingten Ein-
schränkungen des Schulbetriebs zu leisten, wo-
bei es auch um Bildungsbenachteiligungen geht 
(vgl. BMFSFJ, 2021). Dass die Schulsozialarbeit 
sowohl eine schulische als auch eine jugend-
fördernde Komponente beinhaltet, deutet das 
zusammengesetzte Substantiv »Schul-Sozialar-
beit« bereits an. Aus Sicht der Schule verhält sich 
Schulsozialarbeit oft defensiv und wird mit einer 
Entlastungsfunktion für den Lehrbetrieb in Ver-
bindung gebracht (vgl. Hollenstein/Nieslony/
Speck/Olk, 2012: 272 ff.), um einen »Beitrag zum 
›Funktionieren‹ der Institution Schule [zu] leis-
ten« (Speck, 2020: 57). Als systematische Basis 
für den Kontakt zu allen Kindern und Jugendli-
chen wird sie jugendhilfeseitig als Chance ge-
nutzt, sowohl präventiv als auch frühzeitig in-
tervenierend tätig zu sein (vgl. Seithe, 2008: 78). 
Beide Systeme – Schule wie Jugendhilfe – haben 
ihre spezifischen Interessen an und ihre eigenen 
Vorstellungen von der Ausgestaltung der Schul-
sozialarbeit. Diese Situation und die Tatsache, 
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Maria-Eleonora Karsten 
(1949 – 2021)

Maria-Eleonora Karsten – ein Nachruf ihrer Lüneburger Kolleg*innen

Kolleg*innen des Instituts für Sozialarbeit und Sozialpädagogik der Leuphana  
Universität Lüneburg

»Werden (…) die Herausforderungen der Wissens- und Dienstleistungsgesellschaft ernst genommen und die infor-
mationsgesellschaftlichen Effekte angemessen berücksichtigt, dann geht es (…) bei der Weiterentwicklung sozialer 
Berufe um die gleichzeitige Verwirklichung von gerechterer Chancenverteilung für Frauen und Männer, Frauen- und 

Männerberufe, um neue Qualitäten aller gesellschaftlicher Ressourcen, einschließlich der Zeitorganisation, der 
geldlichen Mittel, der Möglichkeiten für die Bildung und lebenslanges Lernen und der sozialen Ressourcen, die 

eine zukünftige Lebensgestaltungskompetenz ausmachen« (Maria-Eleonora Karsten, 2002: 12).  

Am 23.10.2021 ist unsere langjährige Kollegin im Institut für Sozialarbeit und Sozialpädagogik 
der Leuphana Universität Lüneburg, Professorin Doktorin Maria-Eleonora Karsten, uns allen 
bekannt als Marile, verstorben. 

Geboren wurde sie 1949 in Münster und studierte später an der Westfälischen Wilhelms 
Universität Münster, wo sie 1973 als eine der ersten Studierenden überhaupt einen Diplom-
Abschluss der Erziehungswissenschaft erwarb. Im Anschluss daran promovierte sie 1976 zum 
Thema der »Sozialisation im Kindergarten«. Es folgten wissenschaftliche Tätigkeiten im Bereich 
Fort- und Weiterbildung von Erzieher*innen, Sozialpädagog*innen und Lehrer*innen sowie in 
der Hochschuldidaktik u.a. an den Universitäten Münster, Dortmund und der Fernuniversität 
Hagen. Nach einer Vertretung des Amtes einer Universitätsprofessorin für Sozialpädagogik an 
der Bergischen Universität-Gesamthochschule Wuppertal folgte der Wechsel nach Lüneburg 1990 
zunächst mit der Verwaltung der Professorinnenstelle »Sozialadministration/Sozialmanagement« 
und im März 1991 mit der Ernennung zur Universitätsprofessorin im Beamtenverhältnis auf 
Lebenszeit an der Universität Lüneburg. 

Marile Karstens Arbeit konzentrierte sich auf die Erforschung und Reflexion personenbezo-
gener Dienstleistungen in Bildung und Erziehung. Dabei bildeten sozial- und v.a. frühpädago-
gische Zusammenhänge von Beginn an den entscheidenden Fokus ihrer Arbeit. Geschickt und 
durchsetzungsstark vermochte sie es dabei, sich sowohl in wissenschaftlicher als auch berufs- und 
professionalisierungspolitischer Hinsicht für dieses Feld zu engagieren. Damit eröffneten sich für 
sie zugleich feldspezifische Perspektiven von Genderforschung und -politik, Sozialmanagement 
sowie die von ihr wesentlich geprägte Sozialdidaktik.

In Letzterer ist vielleicht ihr wesentlichstes Vermächtnis zu sehen, welches sie – im Konzert 
all ihrer Aktivitäten und ihres unermüdlichen Einsatzes – am konzentriertesten und kontinu-
ierlichsten entwickelte, weil sie früh erkannte, welch wesentliche Bedeutung eine legitimati-
onsstarke und zugleich feldangemessene fachrichtungsspezifische Didaktik für die berufs- und 
professionalisierungspolitische Absicherung der Sozialpädagogik hatte und immer noch hat. So 
arbeitete sie seit den 1980er Jahren, damals noch gemeinsam mit Werner Habel, durchweg an 
der Weiterentwicklung eines didaktischen Ansatzes, der bewusst mehr wollte als sich auf eine 
pure Auseinandersetzung mit Qualifizierungsfragen sozialpädagogischer Ausbildungen und 
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AGJ-Zwischenruf:

Menschenwürde und Kinderrechte endlich ernstnehmen –  
Geflüchtete Menschen nicht zum politischen Spielball  

machen und eine schnelle Aufnahme in der EU ermöglichen!

Die Lage an der Außengrenze der Europäischen Union (EU) spitzt sich weiter zu und forderte 
letzte Woche ihr jüngstes Opfer: Ein einjähriges Kind aus Syrien starb in einem Wald in Polen an 
der belarussischen Grenze, wie internationale Medien unter Berufung auf polnische Hilfskräf-
te berichteten.1 Bislang gibt es Kenntnis über dreizehn tote Geflüchtete im Konflikt zwischen 
Belarus und Polen bzw. der EU; Schätzungen gehen von einer deutlich höheren Zahl aus. Da 
Journalist*innen und Helfer*innen das Sperrgebiet an der Grenze nicht betreten dürfen, ist 
unklar, wie es den Menschen dort geht oder wie viele sich genau im Grenzgebiet befinden. Ge-
schätzte tausende Kinder, Frauen und Männer harren bei mittlerweile frostigen Temperaturen 
im Grenzstreifen zwischen Belarus und Polen aus; dasselbe scheint in bisher kleinerem Maßstab 
an der belarussisch-litauischen Grenze stattzufinden.

Die Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und Jugendhilfe – AGJ fordert, die Sperrzone für Hilfskräfte sowie 
Journalist*innen unverzüglich zu öffnen, um bei den dort ausharrenden Menschen Nothilfe leisten zu 
können und sich einen Überblick über die Lage vor Ort zu verschaffen.

Die erneute humanitäre Krise an den Grenzen der EU ist Ausdruck von politischen Machtspie-
len, die auf dem Rücken von Geflüchteten ausgetragen werden: Der belarussische Machthaber 
Lukaschenko lockt Menschen auf der Flucht gezielt in sein Land, um sie für seine politischen In-
teressen zu instrumentalisieren; die EU verrät durch das Fehlen einer europäischen Einigung über 
Fragen des Asylrechts und seiner Umsetzung, durch die Verteidigung der Außengrenze mittels 
Gewalt gegen Geflüchtete sowie die Verweigerung von Hilfe auch für besonders schutzbedürf-
tige Menschen erneut ihre Werte und verspielt ihre Glaubwürdigkeit.  An der EU-Außengrenze 
erwartet die Geflüchteten eine harte und teilweise illegale Zurückweisung von polnischer Seite 
auch durch sogenannte Pushbacks. Ähnliche illegale Rückweisungsmechanismen sind bereits seit 
Jahren an der kroatisch-bosnischen Grenze dokumentiert und werden auch hier von EU-Seite 
nicht sanktioniert. Die aktuellen Entwicklungen zeigen, dass menschenrechts- und EU-rechtsver-

1 https://taz.de/Grenze-zwischen-Polen-und-Belarus/!5816565/
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letzende Praktiken in das alltägliche Handlungsrepertoire einiger Grenzstaaten aufgenommen 
wurden und von der EU als Bemühungen zur Grenzsicherung in Kauf genommen werden.

In Anbetracht der untragbaren Situation an der Grenze zwischen Polen und Belarus weist 
die AGJ ausdrücklich darauf hin, dass Kinder und Jugendliche in erster Linie Kinder und Ju-
gendliche sind und genau als solche das Recht auf Schutz haben – und dies unabhängig davon, 
ob sie nach Europa geflüchtet oder in Europa geboren sind. Ungeschützt sind sie der Gefahr 
ausgesetzt, Opfer von Ausbeutung, Missbrauch und Gewalt zu werden. Die Vertragsstaaten der 
Vereinten Nationen – damit auch alle Staaten der EU, inklusive Deutschlands – haben sich in der 
UN-Kinderrechtskonvention zur Anerkennung und Wahrung von Kinderrechten verpflichtet. 
Das Verhalten der EU steht jedoch in krassem Gegensatz zu den postulierten Verpflichtungen.

Bereits 20152 sowie 20203 forderte die Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und Jugendhilfe – AGJ 
daher, dass jungen Menschen sichere humanitäre Zugänge in die EU ermöglicht und die deut-
sche Bundesregierung und die EU endlich ihrer Verantwortung gerecht werden, die u. a. mit der 
Ratifizierung der UN-Kinderrechtskonvention eingegangenen Verpflichtungen zu erfüllen. Sie 
wies zudem darauf hin, dass viele Kommunen und Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe zur 
Aufnahme von geflüchteten Kindern und ihren Familien bereit sind und sich zu sicheren Häfen 
deklariert haben – diese Bereitschaft gilt nach wie vor! Es scheint, als müssten diese Forderungen 
im Jahresrhythmus wiederholt werden, da politisch keine Maßnahmen ergriffen werden, um die 
Situation geflüchteter Menschen nachhaltig zu verbessern.

Die AGJ beharrt darauf, dass die EU ihre menschen- und kinderrechtlichen Verpflichtungen erfüllen 
und geflüchteten Kindern und Jugendlichen endlich den ihnen zustehenden Schutz gewähren muss. 
Junge Menschen benötigen eine kind- und jugendgerechte Umgebung, den Zugang zu angemessener 
Gesundheitsversorgung und sichere Orte zum Aufwachsen. Das seelische und physische Wohl der 
oftmals ohnehin schon traumatisierten Kinder und Jugendlichen muss mit allen verfügbaren Kräften 
sichergestellt werden.

Derzeit – wie auch schon 2020 – scheint die EU, inklusive Deutschlands, mehr darum bemüht 
zu sein, harte Grenzen statt Menschenleben zu schützen. Die AGJ hält dem entgegen, dass sich 
die EU durch genau jene Form des menschenrechtswidrigen Außengrenzschutzes und dem damit 
einhergehenden Verrat an ihrem Wertefundament ad absurdum führt. Statt einer bloßen Fixierung 
auf Abschreckung und Abweisung Geflüchteter an den Außengrenzen braucht es dringend ein 
gemeinsames solidarisches und an Menschenrechten orientiertes Handeln, da nur ein solches 
Handeln für geflüchtete junge Menschen und ihre Familien Schutz und Hilfe ermöglichen kann.

Die AGJ fordert, auf europäischer Ebene eine Flüchtlingspolitik umzusetzen, die an den Werten der 
Demokratie, Solidarität, Offenheit, Vielfalt, Gerechtigkeit und des Friedens sowie des wirtschaftlichen 
und sozialen Zusammenhalts orientiert ist – Werte also, deren Gültigkeit nicht an den Außengrenzen 
endet. Die EU muss die Rechte und Würde von Menschen in Not anerkennen und dafür Sorge tragen, 
dass an den Außengrenzen aller ihrer Mitgliedsstaaten der Zugang zu geregelten Asylverfahren sicher-
gestellt wird. Illegale Pushbacks sind auf das Schärfste zu verurteilen. Eine Reform des europäischen 
Flucht- und Asylsystems und dessen solidarische Umsetzung sind dringend geboten.

Geschäftsführender Vorstand der Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und Jugendhilfe – AGJ

Berlin, 24. November 2021

2 AGJ (2015): Geflüchtete Kinder und Jugendliche sind Kinder und Jugendliche!
3 AGJ (2020): Menschenwürde und Kinderrechte ernstnehmen – Geflüchtete Minderjährige aus Griechenland und 

von der griechisch-türkischen Grenze aufnehmen!
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Dank an die Reviewer*innen
Auch im Jahr 2021 haben sich viele Kolleginnen und Kollegen am double-blind Review-
verfahren der np für die eingegangenen Artikel beteiligt und dadurch einen wesentlichen 
Beitrag zur disziplinären Qualitätssicherung, aber auch zum internen Diskurs mit den Au-
torinnen und Autoren geleistet. Nur durch die Reviews, die oft auch persönlich Energie und 
Zeit kosten, kann die neue praxis ihre herausragende Position in der wissenschaftlichen und 
praktischen Weiterentwicklung beibehalten. Daher gilt dieses Jahr unser großer Dank an:    

Timo Ackermann
Pascal Bastian
Petra Bauer
Kathinka Beckmann
Karin Bock
Anselm Böhmer
Karin Böllert
Karl-Heinz Braun
Claudia Buschhorn
Bernd Christmann
Georg Cleppien
Margret Dörr
Bernd Dollinger
Mischa Engelbracht
Ruth Enggruber
Nadine Feldhaus
Jörg Fischer
Tobias Franzheld
Marie Frühauf
Kirsten Fuchs-Rechlin
Christian Ghanem
Christoph Gille
Katharina Gröning
Eva Grigori

Reinhard Hörster
Mark Humme
Fabian Kessl
Heiner Keupp
Nina Kläsener
Alexandra Klein
Birte Klingler
Verena Klomann
Katharina Kopp
Tim Krüger
Melanie Kuhn
Nadia Kutscher
Sandra Landhäußer
Thomas Ley
Tilman Lutz
Susanne Maurer
Christian Niemeyer
Gertrud Oelerich
Nina Oelkers
Jens Pothmann
Anna Lena Rademaker
Matthias Rangger
Bettina Ritter
Dieter Röh

Philipp Sandermann
Andreas Schaarschuch
Albert Scherr
Eva Schone
Reinhold Schone
Holger Schoneville
Mark Schrödter
Wolfgang Schröer
Mike Seckinger
Barbara Stauber
Stephan Sting
Vicky Täubig
Kristin Teuber
Wolfgang Trede
Elisabeth Tuider
Martin Wazlawik
Mechthild Wolff
Holger Ziegler
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np-Sonderheft 15

Rassismus in der Sozialen Arbeit und Rassismuskritik als 
Querschnittaufgabe

Perspektiven für Wissenschaft und Praxis

Christine Hunner-Kreisel/Jana Wetzel

Rassismus, Diskriminierungs- und Othering-Prozesse sind keine neuen Phänomene in unserer Ge-
sellschaft. Insbesondere im Zusammenhang mit dem europäischen Grenzregime und den Flucht- und 
Migrationsbewegungen des Jahres 2015 und 2016 lässt sich jedoch eine zunehmende und radikalisieren-
de, gleichzeitig auch scheinbar selbstverständliche Orientierung an vermeintlich religiös und kulturell 
markierten Differenzierungen feststellen. Die zunehmende Akzeptanz von rechten und rassistischen 
Äußerungen und Praktiken auch jenseits organisierter, alter und neuer Strukturen der Rechten, kann 
in einen Zusammenhang mit dem Zugewinn an Wähler*stimmen der AfD bei den Landtagswahlen 
in Sachsen-Anhalt, Rheinland-Pfalz und Baden-Württemberg im März 2016 sowie inzwischen über 
ihren Einzug als drittstärkste Partei in den deutschen Bundestag im Jahr 2017 gestellt werden. Neben 
Formen von direktem Rassismus, wie bspw. in Form von körperlichen Angriffen, eindeutigen Bezügen 
mit rassistischer Sprache oder Symbolik, existieren wesentlich subtilere Formen von Rassismus, die 
von einem Großteil der Weißen Mehrheitsangehörigen nicht erkannt oder benannt werden. Damit 
wird Rassismus aus der ›Mitte der Gesellschaft‹ ausgelagert und als Problem von individuellen Ein-
stellungen sowie verkürzt als Vorurteile und  Stereotypisierungen wahrgenommen, gedeutet und 
bearbeitet. Stattdessen muss Rassismus als Machtproduktion auf der Grundlage von rassistischen 
Herrschaftsstrukturen unserer Gesellschaftsordnung (an-)erkannt und thematisiert werden, um als 
Konsequenz die Betroffenheit aller in den Fokus der Analysen zu rücken.
Rassismus zeigt sich auch als wahrnehmungs- und handlungsleitend in Wissenschaft und Praxis der 
Sozialen Arbeit. Umso wichtiger ist es in Kontexten von Pädagogik und Sozialer Arbeit Räume für 
dekonstruierende Perspektiven zu fordern und nicht in homogenisierenden und essentialisierenden 
Unterscheidungslogiken, wie in interkulturellen Konzepten weit verbreitet, zu verbleiben. Es muss 
darum gehen, kritisch auf die gesellschaftliche und soziale Hervorbringung von Positionierungen zu 
blicken.

Mit Beiträgen von:
Kemal Bozay, Markus End, Yasmina Gandouz-Touati, Nissar Gardi, Farid Hafez, Shadi Kooroshy, To-
bias Linnemann, Paul Mecheril, Claus Melter, Inga Oberzaucher-Tölke, Bü ra Okcu, Kim Annakathrin 
Ronacher, Saphira Shure, Asmaa Soliman, Wolfram Stender, Erol Yildiz, Safiye Yıldız.

156 Seiten, für Abonnent*innen der np und SLR: 18,00 EUR
Für Nichtabonnent*innen: 22,00 EUR zzgl. Versandkosten

Zu beziehen über Ihre Buchhandlung oder direkt beim Verlag:
www.neue-praxis-shop.de
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np-Sonderheft 16  

Partizipative Forschung in der Sozialen Arbeit

Zur Gewährleistung demokratischer Teilhabe an Forschungsprozessen

Florian Eßer/Clarissa Schär/Stefan Schnurr

Die Soziale Arbeit in den Englisch und Spanisch sprechenden Ländern praktiziert partizipative 
Forschung in großer Selbstverständlichkeit. Für die Soziale Arbeit in den Deutsch sprechen-
den Ländern spielt partizipative Forschung zurzeit jedoch kaum eine Rolle. Partizipation ist 
in der akademischen Sozialen Arbeit zwar durchaus ein Thema – aber als Postulat für die 
Handlungspraxis, nicht für die Forschungspraxis. 

Sozialpädagogik und Soziale Arbeit stehen vor der Herausforderung, Positionierungen und 
Beteiligungsstrukturen in ihrer eignen Forschungspraxis kritisch zu reflektieren. Sie stehen 
vor der Herausforderung, sich der Anliegen und der persönlichen und zivilgesellschaftlichen 
Rechte jener Personen, die durch eigene Betroffenheiten und ihre gelebte Erfahrung mit dem 
Gegenstand der Forschung verbunden sind, stärker zu vergewissern und diesen Personen neue 
Beteiligungsmöglichkeiten zu eröffnen – auch in der Forschung.

Das Sonderheft 16 der neuen praxis möchte die deutschsprachige Sozialpädagogik und 
Soziale Arbeit dazu einladen, sich mehr als bisher mit den Möglichkeiten auseinanderzu-
setzen, die partizipative Forschung in der Sozialen Arbeit bietet. Dabei geht es nicht darum, 
partizipative Forschung als neuen »one-best-way« auszurufen. Stattdessen will dieses Heft 
zur Auseinandersetzung mit einem Forschungsstil anregen, der in besonderer Weise dazu 
geeignet ist, die Rechte und Positionen nichtakademisch Forschender im Forschungsprozess 
zu stärken und transparent auszuhandeln.

Partizipative Forschung in der Sozialen Arbeit wird in epistemologischer, methodologi-
scher, methodischer, forschungspraktischer und forschungsethischer Perspektive diskutiert 
und kritisch weiterentwickelt. Zwanzig Autor*innen aus Deutschland, Österreich und der 
Schweiz reflektieren – mit Bezug auf konkrete Forschungsprojekte aus unterschiedlichen 
Handlungsfeldern der Sozialen Arbeit – Forschungskonzeptionen, Gütekriterien, Beteili-
gungsformen, Widersprüche und den Umgang damit. Ein sich durchziehendes Thema ist die 
Machtstrukturiertheit von Forschung – sowohl auf der Ebene des Wissenschaftssystems als 
auch auf der Ebene des einzelnen Forschungsprojekts.

Mit Beiträgen von:
Kathrin Aghamiri, Heiko Berner, Florian Eßer, Daphne Hahn, Rahel Heeg, Marilena von Köp-
pen, Susanne Kümpers, Katharina Mangold, Rita Mouses, Angela Rein, Christian Reutlinger, 
Elisabeth Richter, Doris Rosenlechner-Urbanek, Clarissa Schär, Dorothee Schaffner, Kristina 
Schmidt, Stefan Schnurr, Wolfgang Schröer, Miriam Sitter, Olivier Steiner, Michael Wrentschur

158 Seiten, für Abonnent*innen der np und SLR: 18,00 EUR
Für Nichtabonnent*innen: 22,00 EUR zzgl. Versandkosten

Zu beziehen über Ihre Buchhandlung oder direkt beim Verlag:
www.neue-praxis-shop.de
ISBN 978-3-9819474-2-7
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np-Sonderheft 14

Die herausgeforderte Profession – Soziale Arbeit in  
multiprofessionellen Handlungskontexten

Hrsg. Nina Thieme/Mirja Silkenbeumer

Die rapide Transformation des deutschen Wohlfahrtsstaates hin zu einem Sozialinvestitionsstaat 
und damit verbundene neoliberale Politiken stellen eine grundlegende Herausforderung Sozialer 
Arbeit als Profession und mit Blick auf ihre Professionalität dar.
Hinzu kommt für Soziale Arbeit im Zuge gegenwärtiger Ausdifferenzierung und Diversifizierung 
(sozial-)pädagogischer Felder und einer damit einhergehenden institutionellen Notwendigkeit 
multiprofessioneller Zusammenarbeit eine weitere, ebenso grundlegende Herausforderung: 
Gerade in der Zusammenarbeit mit anderen professionellen Berufsgruppen stellt ein statuspo-
litisch notwendiges und als Fundament einer eigenständigen professionellen Praxis geltendes 
– vor dem Hintergrund der durch gegenwärtige wohlfahrtsstaatliche Transformationsprozesse 
bedingten Herausforderung Sozialer Arbeit eher als prekär einzustufendes – Ausweisen eige-
ner Zuständigkeit ein wesentliches Erfordernis dar, das jedoch gleichzeitig im Rahmen einer 
multiprofessionellen Zusammenarbeit auch irritiert wird.
Das Sonderheft diskutiert erstmalig diese Herausforderungen Sozialer Arbeit in Form theoreti-
scher Vergewisserungen und empirischer Analysen, mit Blick auf verschiedene Handlungskon-
texte, und leistet damit einen wichtigen Beitrag zur Fundierung der eigenen Professionalität in 
der Auseinandersetzung mit den Herausforderungen multiprofessioneller Kooperation.

Mit Beiträgen von:
Roland Becker-Lenz, Oliver Böhm-Kasper, Birgit Bütow, Peter Cloos, Christine Demmer, Tobias 
Franzheld, Johanna Ginter, Lisa Maria Groß, Benedikt Hopmann, Oliver Käch, Marlene Kowal-
ski, Katharina Kunze, Svenja Marks, Susanne Maurer, Silke Müller-Hermann, Lukas Neuhaus, 
Alexandra Retkowski, Julian Sehmer, Mirja Silkenbeumer, Nina Thieme, Werner Thole, Norbert 
Wohlfahrt, Maren Zeller, Holger Ziegler

126 Seiten, für Abonnent_innen der np und SLR: 18,00 EUR,
für nicht Abonnent_innen: 22,00 EUR zzgl. Versandkosten

Zu beziehen über Ihre Buchhandlung oder direkt beim Verlag:
www.neue-praxis-shop.de

ISBN 978-3-9810815-9-6
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Wissen im Schuber

»Wie geht’s weiter mit Sozialer Arbeit?«
In 7 thematisch strukturierten Heften im lesefreundlichen und praktischen DIN A 6 Format
wird von ausgewähltenAutor*innen zu Kernthemen der SozialenArbeit kompetent,prägnant
und kritisch Stellung genommen:

• Gesellschaftliche und sozialpolitische Perspektiven
• Professionalisierung und Ausbildung
• Forschung
• Dienstleistungsorientierung
• Profession, Managerialisierung und Wirkungsorientierung
• Bildung
• Capabilities Approach und Social Justice

Die Hefte (insgesamt 714 S.) werden in einer limitierten Auflage in einem ansprechenden
Schuber zum Vorzugspreis von 24,90 € geliefert und sind zu beziehen über die Buchhandlung
oder direkt über den Verlag ›neue praxis‹.

Mit Beiträgen von:

Mimi Abramovitz, Stefanie Albus, Sabine Andresen, Wassilios Baros, Karin Bock, Karin
Böllert, Petra Bollweg, Jean-Michel Bonvin, Margrit Brückner, Micha Brumlik, Zoe Clark,
Thomas Coelen, Stephan Dahmen, Gaby Flößer, Sarah-Christina Glücks, Catrin Heite,
Reinhard Hörster,Roberta Rehner Iversen,Niels-Rosendal Jensen,Maria-Eleonora Karsten,
Fabian Kessl, Christian Christrup Kjeldsen, Nina Kläsener,Alexandra Klein, Birte Klingler,
Nadia Kutscher, Sandra Landhäußer, Thomas Ley, Walter Lorenz, Roland Merten, Heinz
Messmer, Heinz-Günter Micheel, Simon Mohr, Richard Münchmeier, Melanie Oechler, Ger-
trud Oelerich,Andreas Polutta,Antoanneta Potsi,Thomas Rauschenbach, Martina Richter,
Bettina Ritter,Andreas Schaarschuch,Albert Scheer,Mark Schrödter,Udo Seelmeyer,Heinz
Sünker, Nina Thieme, Hans Thiersch, Werner Thole, Ulrike Voigtsberger, Arne Wohlfarth,
Wei Zhang, Holger Ziegler

Herausgegeben von:

Bielefelder Arbeitsgruppe 8
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In den nächsten Heften u.a.

• Sexualisiert übergriffige Jungen. Sozialpädagogische Interventionen
in der stationären Jugendhilfe

• Vertrauensaufbau zwischen geflüchteten Eltern und frühpädago-
gischen Angeboten: Ausgewählte Ergebnisse einer explorativen
Mixed-Methods-Studie

• Responsibilisierungsprozesse zur Regulation des analog-digitalen
Alltags junger Menschen – Eine Dokumentenanalyse in der statio-
nären Erziehungshilfe und im Internat

• Kinderschutz zwischen Schule und Jugendamt. Eine Sekundär-
analyse der Kinder- und Jugendhilfestatistik zu Gefährdungsmel-
dungen nach § 8a SGB VIII
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